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Landkreis Börde
Der Landrat

Bekanntmachung der Sitzung des Ausschusses für Kreisentwicklung und Finanzen 
am 16.02.2021

Die nächste ordentliche Sitzung des Ausschusses für Kreisentwicklung und Finanzen 
fi ndet am Dienstag, den 16.02.2021, um 17:00 Uhr, in digitaler Form, zu folgender 
Tagesordnung statt:

Um die Öff entlichkeit herzustellen, wird die Sitzung über den Youtube-Kanal der Kreis-
verwaltung des Landkreises Börde und über einen Link auf der Startseite der Homepage 
unter www.landkreis-boerde.de abrufbar sein. Die Sitzung kann ebenfalls im Foyer des 
Verwaltungsgebäudes des Landkreises Börde in der Bornschen Straße 2 in Haldensleben 
verfolgt werden. Voraussetzung dafür ist die Einhaltung der geltenden Abstands- und 
Hygienevorschriften sowie das Tragen einer medizinischen Maske (OP-Maske oder auch 
Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2). Einwohneranfragen können vorab schrift-
lich bis zum 16.02.2021 um 12 Uhr per Post oder per E-Mail an kreistag-wahlen@
landkreis-boerde.de eingereicht werden.

Öff entlicher Teil
1  Eröff nung und Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung sowie der 

Beschlussfähigkeit
2 Feststellung zum Änderungsbedarf der Tagesordnung
3 Einwohnerfragestunde
4 Feststellung der Niederschrift der Sitzung vom 19.11.2020 öff entlicher Teil
5 Mitteilungen des Landrates über wichtige Kreisangelegenheiten
6 Vorlagen
6.1 Bericht zum Stand der Jahresabschlüsse des Landkreises Börde
6.2 Information zur Terminkette der Haushaltssatzung 2022/2023
6.3 Information zur Organisation und Aufgaben des Bauordnungsamtes
6.4 Themenplanung der Sitzungen in 2021
6.5  Information über die Neuaufnahme und Umschuldung von Krediten im Haushalts-

jahr 2020
6.6 Information über Spenden, Sponsoring und Schenkungen im 2. Halbjahr 2020
6.7 Informationen aus dem Jugendhilfeausschuss zu verschiedenen Förderprogrammen
7 Anfragen und Anregungen

Nichtöff entlicher Teil
8 Feststellung der Niederschrift vom 19.11.2020 nichtöff entlicher Teil 
9 nichtöff entlich zu beratende Themen

Öff entlicher Teil
10 Schließung der Sitzung

Haldensleben, 03.02.2021

gez. Stichnoth
Landrat

Landkreis Börde
Der Landrat

Bekanntmachung der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Soziales 
am 17.02.2021

Die nächste ordentliche Sitzung des Ausschusses für Bildung, Kultur und Soziales fi ndet 
am Mittwoch, den 17.02.2021, um 17:00 Uhr, in digitaler Form, zu folgender Tages-
ordnung statt:

Um die Öff entlichkeit herzustellen, wird die Sitzung über den Youtube-Kanal der Kreis-
verwaltung des Landkreises Börde und über einen Link auf der Startseite der Homepage 
unter www.landkreis-boerde.de abrufbar sein. Die Sitzung kann ebenfalls im Foyer des 
Verwaltungsgebäudes des Landkreises Börde in der Bornschen Straße 2 in Haldensleben 
verfolgt werden. Voraussetzung dafür ist die Einhaltung der geltenden Abstands- und 
Hygienevorschriften sowie das Tragen einer medizinischen Maske (OP-Maske oder auch 
Maske der Standards KN95/N95 oder FFP2). Einwohneranfragen können vorab schrift-
lich bis zum 17.02.2021 um 12 Uhr per Post oder per E-Mail an kreistag-wahlen@
landkreis-boerde.de eingereicht werden.

Öff entlicher Teil
1  Eröff nung und Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung sowie der 

Beschlussfähigkeit
2 Feststellung zum Änderungsbedarf der Tagesordnung
3 Einwohnerfragestunde
4 Feststellung der Niederschrift der Sitzung vom 18.11.2020 öff entlicher Teil
5 Mitteilungen des Landrates über wichtige Kreisangelegenheiten
6 Vorstellung des Vereins LIBa „Besser essen. Mehr bewegen.“ e. V.
7 Vorlagen
7.1 Sachstand Förderschulcampus
7.2  Umsetzung des Sportförderprogramms auf Grundlage der Richtlinie des Landkreises 

Börde zur Förderung des Sportes durch den Kreissportbund Börde e.V.
8 Anfragen und Anregungen

Nichtöff entlicher Teil
9 Feststellung der Niederschrift der Sitzung vom 18.11.2020  nichtöff entlicher 
Teil 
10 nichtöff entlich zu beratende Themen

Öff entlicher Teil
11 Schließung der Sitzung

Haldensleben, 03.02.2021

gez. Stichnoth
Landrat

Landkreis Börde
Der Landrat

Bekanntmachung der Beschlüsse der Sitzung des Kreisausschusses 
vom 27.01.2021 

Öff entlicher Teil
Beschluss Nr. 0219/80/2021: Der Kreisausschuss beschloss, dass der Landkreis Börde 
Mittel gemäß der Richtlinie „LEADER-Projektförderung“ zur Beteiligung an Leader-
projekten für folgende Projekte:

1. Familienhilfen und Unterstützungsnetzwerk
2. Sanierung Vereinsheim 
3. Nachhaltigkeit und Klimaschutz
4. Helfende Hände – vernetzt für Familien
5. Gestaltung Freifl äche und Heizungsanlage
6. Helfer im Haushalt
7. Einfriedung des Sportplatzes
8. Drömlingsfest 2021
9. Außenbereich VierZeitHof
10. Sanierung Germania Skulptur

im Rahmen der zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel im Haushaltsplan 2021 des 
Landkreises Börde verwendet. Die Förderhöhe, die Höhe der Aufwendungen je Projekt, 
die Mittelbewirtschaftung / Haushaltsvollzug sowie die Gründe der jeweiligen Auswah-
lentscheidung sind der Anlage zu entnehmen.

Nichtöff entlicher Teil
Beschluss Nr. 0217/68/2021: 1. Der Kreisausschuss beschloss, das Flurstück 368 der 
Flur 1 in der Gemarkung Jersleben in Größe von 2.482 m² zum Kaufpreis in Höhe von 
2.139 Euro zu verkaufen.  2. Der Landrat wurde ermächtigt, den Kaufvertrag unter der 
Bedingung, dass der Erwerber sämtliche mit dem Kaufvertrag verbundene Gebühren, 
Steuern, Notarkosten trägt, abzuschließen.

Beschluss Nr. 0218/30/2021: Der Kreisausschuss beschloss die Vergabe einer Baulei-
stung – Metallbau-, Verglasungs- und Sonnenschutzarbeiten für den Ersatzneubau Frei-
herr-vom-Stein-Gymnasium in Weferlingen an die Firma Wiedenbein GmbH mit Sitz in 
38855 Wernigerode, Auerhahnring 9, vertreten durch die Geschäftsführer, Herrn Marc 
Gebhardt und Herrn Nils Kullik.

Haldensleben, 29.01.2021

gez. Stichnoth
Landrat

Landkreis Börde
Der Landrat

Bekanntmachung der Beschlüsse der Sitzung des Jugendhilfeausschusses 
vom 01.02.2021 

Öff entlicher Teil
Beschluss Nr. 0224/51/2021: Der Jugendhilfeausschuss beschloss, vorbehaltlich der 
Vorlage der notwendigen formellen Dokumente, die Anerkennung für „LEBENSNAH 
– Systemisches Institut für Beratung, Bildung und Coaching“ als freier Träger der Ju-
gendhilfe.

Beschluss Nr. 0225/51/2021: Der Jugendhilfeausschuss beschloss die Richtlinie über die 
Gewährung von Zuwendungen zur Schaff ung von Betreuungsplätzen für Kinder bis zum 
Schuleintritt aus Mitteln des Förderprogrammes des Bundes „Kinderbetreuungsfi nanzie-
rung 2020 – 2021“ und in Anlehnung an die Kriterien des § 10 KiFöG für die Förderung 
des Landkreises Börde. Der in der Sachdarstellung aufgezeigte Kriterienkatalog ist Teil 
des Beschlusses.

Haldensleben, 03.02.2021

gez. Stichnoth
Landrat

Verbandsgemeinde Westliche Börde 

1. Änderungssatzung zur 
Satzung über die Erhebung von Kostenersatz, Gebühren und Auslagen 

für Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehr 
der Verbandsgemeinde Westliche Börde außerhalb der unentgeltlich 

zu erfüllenden Pfl ichtaufgaben (Kostensatzung FF)

Aufgrund der §§ 8 Abs. 1 S. 1, 45 Abs. 2 Nr. 1 des Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (Kommunalverfassungsgesetz – KVG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 zuletzt geändert durch Gesetz vom 05. April 2019 
(GVBl. LSA S. 66), des § 22 des Brandschutz- und Hilfeleistungsgesetzes des Landes 
Sachsen-Anhalt (Brandschutzgesetz – BrSchG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juni 2001 (GVBl. LSA S. 190), zuletzt mehrfach geändert durch § 1 des Gesetzes 
vom 12. Juli 2017 (GVBl. LSA S. 133), der §§ 1, 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes 
(KAG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1996 (GVBl. LSA 
1996, S. 405), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2016 (GVBl. LSA S. 202) 
hat der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Westliche Börde in seiner Sitzung 
am 11.01.2021 folgende 1. Änderung zur Satzung über die Erhebung von Kostenersatz, 
Gebühren und Auslagen für Dienst- und Sachleistungen der Freiwilligen Feuerwehr der 
Verbandsgemeinde Westliche Börde außerhalb der unentgeltlich zu erfüllenden Pfl icht-
aufgaben (Kostensatzung FF) beschlossen:

Artikel 1
§ 4 „Gebührentarif und –Gebührenhöhe“ wird wie folgt geändert:
 a) Absatz 1 bleibt unverändert
 b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:
  Maßgeblich für die Gebührenberechnung ist der Zeitraum vom Ausrücken der Feu-

erwehr aus dem Feuerwehrhaus bis zur Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft 
im Feuerwehrhaus nach dem Einsatzende. Gebühren werden für jede angefangene 
Minute erhoben.    

 c) Absatz 3 bleibt unverändert
 d) Absatz 4 bleibt unverändert
 e) Absatz 5 bleibt unverändert
 f) Absatz 6 bleibt unverändert

Artikel 2
Die Tabelle in der Anlage Gebührentarif für 2019 bis 2021 zur Satzung über die Erhe-
bung von Kostenersatz, Gebühren und Auslagen für Dienst- und Sachleistungen der Frei-
willigen Feuerwehr der Verbandsgemeinde Westliche Börde außerhalb der unentgeltlich 
zu erfüllenden Pfl ichtaufgaben wird durch folgende Tabelle ersetzt:

Gebührentatbestände je Minute

1. Personaleinsatz

1.1 Einsatzkraft der Feuerwehr 1,11 €

2. Einsatz von Fahrzeugen (ohne Personal)

2.1 Mannschaftstransportfahrzeug 0,91 €

2.2 Einsatzleitwagen 1 2,46 €

2.3 Tragkraftspritzenfahrzeug – Wasser 1,83 €

2.4 Löschgruppenfahrzeug 10/6 6,58 €

2.5 Löschgruppenfahrzeug 16/12 4,20 €

2.6 Hilfeleistungslöschgruppenfahrzeug 10/6 3,33 €

2.7 Löschgruppenfahrzeug 20 – KatS 6,02 €

2.8 Gerätewagen 3,33 €

2.9 Tanklöschfahrzeug 16/25 bzw. 16/24-Tr 2,23 €

2.10 Tanklöschfahrzeug 20/40 4,90 €

3. Verbrauchsmaterialien

Verbrauchsmaterial aller Art und Ersatzfüllungen und -teile werden 
zum jeweiligen Tagespreis der Wiederbeschaffung berechnet. Die 
Entsorgung von Ölbinde-, Chemikalienbinde- sowie Schaummittel 
wird nach den tatsächlichen Kosten in Rechnung gestellt.

4. Auslagenersatz für Leistungen Dritter 

Tatsächlich zu zahlende Leistungen Dritter sind als Auslagenersatz 
von der bzw. dem Gebührenpfl ichtigen zu erstatten. 

6. Unfugalarm

Tatsächliche Abwesenheit des eingesetzten Personals nach Ziffer 
1 und tatsächliche Abwesenheit der eingesetzten Fahrzeuge nach 
Ziffer 2

7. Brandsicherheitswachen / Bereitschaftsdienste

Eingesetztes Personal nach Ziffer 1 und eingesetzte Fahrzeuge nach 
Ziffer 2 werden den Veranstaltern mit 30% der angegebenen Kosten-
sätze berechnet. 

Artikel 3
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öff entlichen Bekanntmachung in Kraft.
Gröningen, den 11.01.2021

Stankewitz
Verbandsgemeindebürgermeister 

Verbandsgemeinde Westliche Börde 

Satzung der Verbandsgemeinde Westliche Börde zur Umlage der 

Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Aller“, „Großer Graben“, 

„Ilse Holtemme“ und „Untere Bode“ (Gewässerumlagesatzung) 

Auf der Grundlage der §§ 5, 8, 45 und 99 Abs.1 des Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung des Artikel 1 

des Kommunalrechtsreformgesetzes vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288)  i. V. m. § 56 
und § 56a des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 
(GVBl. LSA S. 492) und der §§ 1, 2 und 5 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) vom 
13.12.1996 (GVBl. LSA S.405) in den derzeit geltenden Fassungen beschließt der 
Verbandsgemeinderat in seiner Sitzung am 11.01.2021 die folgende Satzung der 
Verbandsgemeinde Westliche Börde zur Umlage der Verbandsbeiträge der Unterhal-
tungsverbände „Großer Graben“, „Untere Bode“, „Ilse / Holtemme“ und „Aller“. 

§ 1 Allgemeines 

(1)  Die Verbandsgemeinde Westliche Börde ist gemäß § 54 Abs. 3 WG LSA gesetz-
liches Mitglied in den Unterhaltungsverbänden „Großer Graben“, „Untere Bode“, 
„Ilse Holtemme“ und „Aller“. 

(2)  Die Gemeinden der Unterhaltungsverbände „Großer Graben“, „Untere Bode“, „Ilse 
/ Holtemme“ und „Aller“ haben auf Grundlage der §§ 28 Abs. 1 des Gesetzes über 
Wasser und Bodenverbände (WVG), 55 WG LSA sowie der Satzungen der Unter-
haltungsverbände Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung der Aufgaben des Verbandes 
erforderlich sind sowie die Kosten zu tragen, die die Unterhaltungsverbände nach § 
56a WG LSA für die Unterhaltung der Gewässer erster Ordnung abzuführen haben. 

(3)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen 
Sinn. 

(4)  Die Umlagen werden wie Gebühren nach dem Kommunalabgabengesetz erhoben. 

§ 2 Gegenstand der Umlage 

Die Verbandsgemeinde Westliche Börde legt gemäß § 56 Abs. 1 WG LSA die Beiträge, 
die ihr aus ihren gesetzlichen Mitgliedschaften in den Unterhaltungsverbänden „Großer 
Graben“, „Untere Bode“, „Ilse / Holtemme“ und „Aller“ entstehen, auf die Umlage-
schuldner um (Umlage). 

§ 3 Umlagepfl icht 

Die Umlagepfl icht für den Flächenbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeinde-
gebiets mit Ausnahme derjenigen, die in Bundeswasserstraßen entwässern. Die Umlage-
pfl icht für den Erschwernisbeitrag besteht für alle Grundstücke des Gemeindegebiets, die 
nicht der Grundsteuer A unterliegen und die nicht in Bundeswasserstraßen entwässern. 

§ 4 Umlageschuldner 

(1)  Umlageschuldner ist, wer Eigentümer eines im Gemeindegebiet gelegenen, zum 
Verbandsgebiet gehörenden Grundstückes ist. Wechselt der Eigentümer im Erhe-
bungszeitraum ist der jeweilige Eigentümer Umlageschuldner. 

(2)  Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, tritt an die Stelle des Eigentü-
mers der Erbbauberechtigte. 

(3)  Sind die Umlageschuldner nach den Abs. 1 und 2 nicht zu ermitteln, ist ersatzweise 
derjenige zu der Umlage heranzuziehen, der im Erhebungszeitraum das Grundstück 
nutzt. Der Umlageschuldner ist dann nicht zu ermitteln, wenn der Eigentümer oder 
der Erbbauberechtigte aus dem Liegenschaftskataster nicht bestimmt werden kann. 

(4)  Eine anteilige Schuldnerschaft in den Fällen des Schuldnerwechsels nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 gilt ungeachtet des Zeitpunktes des Entstehens der Umlageschuld. Im 
Falle eines Schuldnerwechsels im Erhebungszeitraum wird die Umlage nach Mo-
natsbruchteilen erhoben. 

(5) Mehrere Umlageschuldner sind Gesamtschuldner. 

§ 5 Entstehung der Umlageschuld, Erhebungszeitraum 

(1)  Die Umlageschuld entsteht am Ende des Kalenderjahres für das die Umlage festzu-
setzen ist, frühestens jedoch mit der Bekanntgabe des Beitragsbescheides des Unter-
haltungsverbandes und seiner Fälligkeit. Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2)  Die Festsetzung erfolgt durch Bescheid, der mit anderen Grundstücksabgaben oder 
Steuern zusammengefasst werden kann. 

§ 6 Umlagemaßstab 

(1)  Berechnungsgrundlage für die Flächenumlage ist die Grundstücksfl äche. Die Er-
schwernisumlage wird nach der Fläche des Grundstückes bemessen, die nicht der 
Grundsteuer A unterliegt.  

(2)  Der Anteil des Erschwernisbeitrages der Verbandsgemeinde Westliche Börde beträgt 
im Unterhaltungsverband 

    
  „Aller“ mind.0 v.H. 
  „Großer Graben“ mind. 10 v.H.  
 „Ilse Holtemme“ mind. 10 v.H. 
 „Untere Bode“ mind. 10 v.H. 
 laut der jeweiligen Verbandssatzung. 

§ 7 Beitragssätze 

(1)  Grundlage für die Ermittlung des Umlagesatzes sind die jährlichen Flächenbeitrags-
sätze pro Hektar der Unterhaltungsverbände für die im Verbandsgemeindegebiet ge-
legenen Grundstücksfl ächen und die jährlichen Erschwernisbeitragssätze pro Hekt-
ar zusätzlich auf die Grundstücksfl ächen, die nicht der Grundsteuer A unterliegen, 
sowie die bei der Umlegung der Verbandsbeiträge entstandenen jährlichen Verwal-
tungskosten. 

(2) Die Höhe der Umlage wird in einer gesonderten Umlagesatzung festgelegt. 
(3)  Von einer Festsetzung, Erhebung oder Nachforderung der Umlage kann abgesehen 

werden, wenn diese niedriger als ein Euro ist. 

§ 8 Fälligkeit 

(1)  Die Umlage wird einen Monat nach Bekanntgabe des Umlagebescheides gegenüber 
dem Umlageschuldner fällig. 

§ 9 Auskunfts- und Mitwirkungspfl ichten 

(1)  Sind für die Erhebung der Bemessung der Umlage Auskünfte oder Unterlagen des 
Umlagepfl ichtigen notwendig, hat dieser die Auskünfte auf Auff orderung zu erteilen 
bzw. die Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

(2)  Der Umlagepfl ichtige ist zur Mitwirkung bei der Ermittlung von notwendigen Anga-
ben zur Umlagegrundlage verpfl ichtet. Er kommt der Mitwirkungspfl icht insbeson-
dere dadurch nach, dass er die für die Umlageermittlung erheblichen Tatsachen voll-
ständig und wahrheitsgemäß off enlegt und die ihm bekannte Beweismittel angibt. 

(3)  Verweigert der Umlagepfl ichtige seine Mitwirkung oder teilt er nur unzureichende 
Angaben mit, so kann die Umlageveranlagung aufgrund einer Schätzung erfolgen. 

(4)  Die Umlageschuldner sind verpfl ichtet, Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen (wie Eigentümerwechsel) der Verbandsgemeinde Westliche Börde binnen 
eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(5)  Die Verbandsgemeinde Westliche Börde ist berechtigt, an Ort und Stelle zu prüfen, 
ob die zur Feststellung der Umlage gemachten Angaben den Tatsachen entsprechen. 

§ 10 Ordnungswidrigkeiten 

(1)  Ordnungswidrig im Sinne des § 16 Abs. 2 Nr. 2 KAG LSA handelt, wer den Vor-
schriften des § 9 über die Auskunfts- und Mitwirkungspfl ichten vorsätzlich oder 
leichtfertig zuwiderhandelt, indem er Änderungen der für die Umlage relevanten 
Tatsachen nicht binnen eines Monats der Verbandsgemeinde Westliche Börde an-
zeigt oder die für die Erhebung und Bemessung der Umlage notwendigen Angaben 
nicht oder nur unzureichend macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000 € geahndet werden. 
 

§ 11 Billigkeitsmaßnahmen 

Die Umlage kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fäl-
ligkeit eine erhebliche Härte für die Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzelfalles 
unbillig, kann sie ganz oder zum Teil erlassen werden. 
 

§ 12 Datenverarbeitung 

(1)  Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenen Umlageschuldner sowie zur 
Feststellung und Erhebung der Umlage nach § 2 ist die Verarbeitung der hierfür 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten nach §§ 9,10 Daten-
schutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DSG LSA) durch die Verbandsgemeinde 
Westliche Börde zulässig. 

(2)  Die Verbandsgemeinde Westliche Börde darf die für die Veranlagung der Grundsteu-
er bekannt gewordenen personen- und grundstücksbezogenen Daten für die in Abs. 
1 genannten Zwecke nutzen und sich die Informationen von den entsprechenden 
Ämtern (Finanz- und Steuer, Liegenschafts-, Einwohnermelde- und Grundbuchamt) 
übermitteln lassen. 
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§ 13 In-Kraft-Treten 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in 

Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der Verbandsgemeinde Westliche Börde zur Um-

lage der Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Aller“, „Großer Graben“, „Ilse 

Holtemme“ und „Untere Bode“ (Gewässerumlagesatzung) vom 28.09.2017 außer Kraft. 

Fabian Stankewitz

Verbandsgemeindebürgermeister 

Verbandsgemeinde Westliche Börde 

Satzung der Verbandsgemeinde Westliche Börde zur Umlage 

der Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Aller“, „Großer Graben“, 

„Ilse Holtemme“ und „Untere Bode“ (Gewässerumlageerhebungssatzung)

Auf der Grundlage der §§ 5, 8, 45 und 99 Abs.1 des Kommunalverfassungsgesetzes des 

Landes Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung des Artikel 1 

des Kommunalrechtsreformgesetzes vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288) i. V. m. § 56 

und § 56a des Wassergesetzes für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16.03.2011 

(GVBl. LSA S. 492) und der §§ 1, 2 und 5 des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Sachsen-Anhalt (KAG-LSA) vom 13.12.1996 (GVBl. LSA S.405) in den derzeit gelten-

den Fassungen und der Satzung der Verbandsgemeinde Westliche Börde zur Umlage der 

Verbandsbeiträge der Unterhaltungsverbände „Großer Graben“, „Untere Bode“, „Ilse / 

Holtemme“ und „Aller“ vom 11.01.2021 beschließt der Verbandsgemeinderat in seiner 

Sitzung am 11.01.2021 die folgende Umlagesatzung der Verbandsgemeinde Westliche 

Börde zur Erhebung von Verbandsbeiträgen der Unterhaltungsverbände „Aller“, „Großer 

Graben“, „Ilse / Holtemme“ und „Untere Bode“.

§ 1

Ermittlung des Umlagesatzes

(1)  Grundlage für die Ermittlung des Umlagesatzes sind die jährlichen Flächenbeitrags-

sätze pro Hektar der Unterhaltungsverbände für die im Verbandsgemeindegebiet ge-

legenen Grundstücksfl ächen und die jährlichen Erschwernisbeiträge zusätzlich für 

die Grundstücksfl ächen, die nicht der Grundsteuer A unterliegen, sowie die bei der 

Umlegung der Verbandsbeiträge entstandenen jährlichen Verwaltungskosten.

(2)   Für das Kalenderjahr 2019 beträgt die Höhe des Flächenbeitragssatzes für das Ver-

bandsgemeindegebiet der Unterhaltungsverbände

 - „Aller“  11,7155 €/ha

 - „Großer Graben“ 13,1500 €/ha

 -  „Ilse / Holtemme“ 10,7686 €/ha

 -  „Untere Bode“ 12,6432 €/ha

  Der Umlagesatz zur Umlage des Erschwernisbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 

2019 im Unterhaltungsverband

 - „Aller“     0,00 €/ha 

 - „Großer Graben“ 16,5324 €/ha 

 - „Ilse / Holtemme“    8,3441 €/ha

 - „Untere Bode“ 26,5261 €/ha

(3)   Für das Kalenderjahr 2020 beträgt die Höhe des Flächenbeitragssatzes für das Ver-

bandsgemeindegebiet der Unterhaltungsverbände

 - „Aller“  11,7651 €/ha

 - „Großer Graben“ 14,0500 €/ha

 -  „Ilse / Holtemme“ 10,7684 €/ha

 -  „Untere Bode“ 12,0466 €/ha

  Der Umlagesatz zur Umlage des Erschwernisbeitrages beträgt für das Kalenderjahr 

2020 im Unterhaltungsverband

 - „Aller“     0,0000 €/ha 

 - „Großer Graben“ 17,8156 €/ha 

 - „Ilse / Holtemme“  13,2928 €/ha

 - „Untere Bode“ 24,9186 €/ha

§ 2

In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2019 am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in 

Kraft.

Fabian Stankewitz

Verbandsgemeindebürgermeister 

Verbandsgemeinde Flechtingen 

ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG

Kommune: Verbandsgemeinde Flechtingen
Datum: 16.02.2021, 18:30 Uhr
Gremium: Verbandsgemeinderat Flechtingen
Sitzungsort:  Haus der Jugend und Vereine der Gemeinde Flechtingen (Saal 1),  

Zum Sportplatz 1, 39345 Flechtingen
Sitzungsinhalt:  VGR/020 Sitzung des Verbandsgemeinderates Flechtingen mit be-

sonderen Aufl agen gemäß neunter SARS-CoV-2-Eindämmungs-
verordnung vom 15.12.2020 einschl. der Änderungsverordnungen

Tagesordnung:

Öff entlicher Teil:
TOP 1:  Eröff nung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Be-

schlussfähigkeit
TOP 2:  Änderungsanträge zur Tagesordnung und Feststellung der Tagesordnung
TOP 3:  Genehmigung der Niederschrift des öff entlichen Teils der Sitzung vom 

15.12.2020 
TOP 4:  2. Änderung zur Satzung über die Festlegung von Schulbezirken für die 

Grundschulen in Trägerschaft der Verbandsgemeinde Flechtingen
  Vorlage: VGR/002/2021/BV
TOP 5:  1. Änderung zur Geschäftsordnung der Verbandsgemeinde Flechtingen für den 

Verbandsgemeinderat und seine Ausschüsse vom 02.07.2019
  Vorlage: VGR/003/2021/BV
TOP 6: Annahme einer Spende
  Vorlage: VGR/007/2021/BV
TOP 7:  Informationen zum Ersatzneubau Grundschule und Hort in Erxleben
TOP 8:  Berichte aus den letzten Sitzungen der Abwasserverbände, des Wasserverban-

des und der Unterhaltungsverbände BE: durch die jeweiligen Vertreter in den 
Verbänden

TOP 9: Informationen zum Stand Breitband
TOP 10:  Bericht des Verbandsgemeindebürgermeisters über wichtige Angelegenheiten 

der Verbandsgemeinde Flechtingen
TOP 11: Anfragen und Anregungen der Mitglieder des Verbandsgemeinderates

Nichtöff entlicher Teil:
TOP 12:  Genehmigung der Niederschrift des nichtöff entlichen Teils der Sitzung vom 

15.12.2020 
TOP 13: Personalangelegenheit
  Vorlage: VGR/005/2021/BV
TOP 14: Personalangelegenheit
  Vorlage: VGR/006/2021/BV
TOP 15: Personalangelegenheit
  Vorlage: VGR/008/2021/BV
TOP 16: Auftragsvergabe: Reinigungsleistungen
   Grundschule und Hort Flechtingen, Vor dem Tore 22 in 39345 Flechtingen 

Los 1 - Unterhaltsreinigung; 
  Vorlage: VGR/009/2021/BV
TOP 17: Auftragsvergabe: Reinigungsleistungen

  Grundschule und Hort Flechtingen, Vor dem Tore 22 in 39345 Flechtingen
  Los 2 - Essenausgabe
  Vorlage: VGR/011/2021/BV
TOP 18: Auftragsvergabe: Reinigungsleistungen
  Grundschule und Hort Flechtingen, Vor dem Tore 22 in 39345 Flechtingen
  Los 3 - Essenausgabe
  Vorlage: VGR/012/2021/BV
TOP 19: Auftragserteilung
  Vorlage: VGR/010/2021/BV
TOP 20:  Mitteilung des Verbandsgemeindebürgermeisters über wichtige Angelegenhei-

ten der Verbandsgemeinde Flechtingen
TOP 21: Anfragen und Anregungen der Mitglieder des Verbandsgemeinderates

Öff entlicher Teil:
TOP 22: Bekanntgabe der Beschlüsse aus dem nichtöff entlichen Teil der Sitzung
TOP 23: Schließung der Sitzung

Flechtingen, den 2021-02-03

M. Weiß

Verbandsgemeindebürgermeister 

Anlage zur Öff entlichen Bekanntmachung der Sitzung des Verbandsgemeinderates 
Flechtingen am 16.02.2021, 18:30 Uhr

Gemäß den Bestimmungen des Kommunalverfassungsgesetzes für das Land

Sachsen-Anhalt ist die Sitzung (bis auf den nichtöff entlichen Bestandteil) öff entlich. 

Angesichts der aktuellen Situation (Corona-Pandemie) und der Kontaktbeschränkungen 

sind jedoch Besuchergruppen nicht zugelassen. 

Um Infektionsrisiken für sich und andere auszuschließen, werden Einzelpersonen gebe-

ten, von einem persönlichen Besuch der Beratung Abstand zu nehmen. 

Sollte das nicht möglich sein, müssen Besucher vor Betreten des Gebäudes ihre Identität 

(Name, Vorname, Anschrift, Erreichbarkeit) in einer Besucherliste eintragen und Fragen 

zu ihrem Ansteckungsrisiko beantworten. Dies dient einer möglichen Rekonstruktion 

von Infektionswegen und -ketten. 

zusätzlicher Hinweis: Einwohnerfragen können vorab schriftlich eingereicht werden. 

Dafür stehen die bekannten Behördenbriefkästen oder die Mail info@vg-fl echtingen.de 

zur Verfügung.

Die Kommunen sind sich der großen Verantwortung zur Eindämmung der Ausbreitung 

der Corona-Pandemie sehr wohl bewusst. 

Von daher bedanken wir uns vorab für Ihr Verständnis, dass Sie von einem persönlichen 

Besuch der Beratung absehen. 

Für die Kommunen und ihre Menschen ist die Aufrechterhaltung der öff entlichen Ord-

nung von enormer Bedeutung. Von daher ist es wichtig, dass die Gremien notwendige 

Beschlüsse auch fassen.

Trink- und Abwasserverband Börde

Die Verbandsgeschäftsführerin 

Sehr geehrte Kunden, 

wir möchten Ihnen die im Jahr 2021 geltenden Trinkwasserentgelte und Abwassergebüh-
ren der einzelnen Betriebsteile als Übersicht bekanntgeben. 

Trinkwasserentgelte (TW)

1.  Trinkwasserverbrauch je cbm 1,18 € zzgl. 7 % MwSt. 1,26 €/cbm
2.  Monatlicher Grundpreis 9,74 € (bis Q3 4 = 2,5) zzgl. 7 % MwSt. 10,42 €
  (Näheres siehe Allgemeine Preisregelungen für die Versorgung mit Wasser und für 

Dienstleistungen des TAV Börde)

Abwassergebühren

für die zentrale öff entliche Schmutzwasserentsorgung

1.  Grundgebühr für Grundstücke, die in das zentrale Schmutzwassernetz einleiten oder 
die Möglichkeit

 dazu haben (je Monat - bis Q
3
 4 = 2,5)

 BT BÖ 5,69 € BT SÜ 4,27 €    

2. Schmutzwassergebühr (je cbm Frischwasserverbrauch)

 BT BÖ 2,07 € BT SÜ 1,92 €

Betriebsteil TW (Trinkwasser): 
Einheitsgemeinde Stadt Oschersleben (Bode), Verbandsgemeinde Obere Aller, Ein-
heitsgemeinde Sülzetal, Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben - Börde, Verbandsgemeinde 
Westliche Börde (ohne Stadt Kroppenstedt)

Betriebsteil BÖ: Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben – Börde (ohne OT Hohendode-
leben), Einheitsgemeinde Stadt Oschersleben (Bode), Verbandsgemeinde Obere Aller 
(ohne OT Marienborn der Gemeinde Sommersdorf), Verbandsgemeinde Westliche Börde 
(ohne Stadt Kroppenstedt, in der Stadt Gröningen nur die OT Großalsleben und Krottorf)

Betriebsteil SÜ: Einheitsgemeinde Sülzetal

für die Niederschlagswasserbeseitigung

In der Einheitsgemeinde Stadt Wanzleben – Börde (ohne OT Hohendodeleben) sowie in 
der Gemeinde Wefensleben der Verbandsgemeinde Obere Aller. 

Niederschlagswassergebühr (nur Eigentümer, die Regenwasser nicht auf dem Grund-
stück belassen, 
je cbm berechneter Menge) je cbm  1,53 €

für die dezentrale öff entliche Schmutzwasserentsorgung

1.  Basisgebühr für Grundstücke, die eine Kleinkläranlage nach TGL 7762 betreiben, 
wenn der Überlauf in einen öff entlichen Graben eingeleitet wird oder auf dem 
Grundstück versickert

 (je cbm Frischwasserverbrauch) 
     für alle Betriebsteile: 0,65 € (Abwasserabgabe)

2.  Basisgebühr für Grundstücke, die eine Kleinkläranlage betreiben, wenn der Überlauf 
in einen öff entlichen Mischwasserkanal eingeleitet wird (je cbm Frischwasserver-
brauch)

     für alle Betriebsteile: 1,59 €

3. Entleerungsgebühr für Kleinkläranlagen (je cbm entleertem Grubeninhalt)
     
     für alle Betriebsteile: 58,67 €
4.  Entleerungsgebühr für Grundstücke mit abfl usslosen Sammelgruben (je cbm entleer-

tem Grubeninhalt)

     für alle Betriebsteile: 19,71 €

Entsorgung der dezentralen Anlagen

Die Entsorgung von Fäkalschlamm und Grubenwasser hat nach § 151 des Wassergeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt für Grundstücke in den Mitgliedsgemeinden der oben 
benannten Betriebsteile ausschließlich durch den TAV Börde über die Firma Rakowski 
Dienstleistungen GmbH zu erfolgen. Melden Sie also bitte ihre dezentrale öff entliche 
Anlage (Kleinkläranlage oder abfl usslose Grube) zur Ausfuhr bei der Firma Rakowski 
Dienstleistungen GmbH unter 034691 21096 an.

Nähere Auskünfte erhalten Sie beim TAV Börde, Telefon 03949 9103-0 oder entnehmen 
Sie bitte den Satzungsregelungen des Verbandes (siehe auch www.tav-boerde.de).

Ihr Trink- und Abwasserverband Börde (BT = Betriebsteil)

Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt

Bekanntmachung des Landesamtes für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt,

Dezernat 33 - Besondere Verfahrensarten

zur Planfeststellung des Rahmenbetriebsplanes Haldenkapazitätserweiterung II 

(HKE II) Werk Zielitz

und zur Erteilung wasserrechtlicher Erlaubnisse zur Aufhaldung der 

bei der Aufbereitung von Kalisalzen anfallenden Rückstände mit der Folge 

des Eintrags von salzhaltigem Haldenwasser in das Grundwasser, zur Entnahme

 von Grundwasser über Fassungs- und Entwässerungssysteme im südwestlichen, 

südlichen und südöstlichen Bereich des Haldenkomplexes Halde 2/HKE und 

an der Westseite der Halde 1 sowie zur salzlastgesteuerten Einleitung von 

Salzabwasser (Prozess- und Haldenabwasser) der HKE II, der Fabrik sowie 

des Haldenkomplexes Halde 2/HKE und der Halde 1 einschließlich Spülwasser 

in die Elbe an der Einleitstelle Rogätz, Elbe-km 352,3 links.

Gemäß § 5a Bundesberggesetz (BBergG) sowie § 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) i.V.m. § 74 Abs. 4 und Abs. 5 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes (VwVfG) wird bekannt gegeben:
Die K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Zielitz (K+S), gewinnt untertägig am 
Standort Kalisalze und produziert Kaliumdüngemittel sowie hochreines Kaliumchlo-
rid für industrielle Anwendungen und in Lebensmittelqualität. Die hierbei anfallenden 
Rückstände werden am Standort aufgehaldet. Zur Weiterführung des Betriebes bis zum 
Jahr 2054 ist eine nochmalige Erweiterung der Haldenkapazität mit einer Flächeninan-
spruchnahme von deutlich mehr als 10 ha erforderlich. Insgesamt werden als Aufstands-
fl äche hierfür ca. 200 ha in Anspruch genommen, die vollständig mit Wald bestanden 
sind. Hinzukommen ca. weitere 11 ha für Infrastrukturmaßnahmen sowie ca. 19 ha für 
eine Stapelbeckenanlage für Haldenabwasser.
Die K+S legte dem Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB) 
mit Schreiben vom 29.09.2017 den Rahmenbetriebsplan (vollständig mit Stand vom 
16.04.2018) zur Planfeststellung vor.
Mit Bescheid des LAGB vom 16.12.2020 - Az. 33-05120-4310-24200/2020 - ist der 
Rahmenbetriebsplan Haldenkapazitätserweiterung II (HKE II) Werk Zielitz gem. §§ 52 
Abs. 2a und 57a bis 57c Bundesberggesetz (BBergG) zugelassen worden. Mit dem Plan-
feststellungsbeschluss wurden wasserrechtliche Erlaubnisse zur Aufhaldung, zur Grund-
wasserentnahme und zur Einleitung von Prozess- und Haldenabwasser in die Elbe erteilt. 

A. Auszug aus dem verfügenden Teil des Planfeststellungsbeschusses 

1. Planfeststellung

Der Rahmenbetriebsplan der K+S Minerals and Agriculture GmbH, Werk Zielitz, Farsle-
ber Straße 1, 39326 Zielitz für das Vorhaben „Haldenkapazitätserweiterung II Werk Zie-
litz (HKE II)“ vom 29.09.2017, Stand: 16.04.2018, mit Ergänzungen vom 30.08.2019, 
vom 11.05.2020, 31.07.2020 sowie vom 20.10.2020 wird gemäß §§ 52 Abs. 2a und 57a 
bis 57c BBergG festgestellt. Der Planfeststellungsbeschluss umfasst die Errichtung und 
den Betrieb der HKE II im nördlichen Anschluss an den Haldenkomplex Halde 2/HKE 
auf einer Fläche von etwa 200 ha zur Aufhaldung von 340 Mio. t Rückstand sowie die 
Errichtung und den  Betrieb der zugehörigen Infrastruktureinrichtungen in Gestalt der 
haldennahen Infrastruktur, der Nordwest-Zufahrt, der Stapelbeckenanlage Friedrichshö-
he und der Abstoßleitung bis zur Elbe.
Der Planfeststellungsbeschluss ist nach Maßgabe der gemäß Punkt A.II. dieses Beschlus-
ses in Anlage 1 festgeschriebenen Planunterlagen auszuführen, soweit sich aus diesem 
Beschluss keine Änderungen, Ergänzungen oder abweichende Nebenbestimmungen er-
geben. Die unter Punkt A.IV. dieses Beschlusses aufgeführten Nebenbestimmungen sind 
umzusetzen. Die Hinweise unter Punkt A.V. dieses Beschlusses sollen berücksichtigt 
werden.  
Dieser Beschluss wirkt auch für und gegen etwaige Rechtsnachfolger der Vorhabenträ-
gerin.
Die Entscheidung ergeht nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 VwVfG LSA i.V.m. § 75 Abs. 
1 VwVfG im Hinblick auf alle von dem Vorhaben berührten öff entlichen Belange ein-
schließlich der von dem Planfeststellungsbeschluss konzentrierten öff entlich-rechtlichen 
Entscheidungen. Dazu zählen natur- und artenschutzrechtliche Genehmigungen, Aus-
nahmen und Befreiungen sowie forstrechtliche, wasserrechtliche, baurechtliche, denk-
malschutzrechtliche, luftverkehrsrechtliche, straßenrechtliche und wasserwegerechtliche 
Genehmigungen.

2. Wasserrechtliche Erlaubnisse

Im Einvernehmen mit der zuständigen Wasserbehörde werden folgende wasserrechtliche 
Erlaubnisse gemäß §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 Nrn. 4 u. 5 sowie Abs. 2 Nr. 2 WHG erteilt:

2.1 Aufhaldung als unechte Gewässerbenutzung

Erteilt wird die Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG i.V.m. § 9 Abs. 2 Nr. 2 WHG zur Aufhal-
dung der bei der Aufbereitung von Kalisalzen anfallenden Rückstände mit der Folge des 
Eintrags von salzhaltigem Haldenwasser in das Grundwasser.

2.2 Grundwasserentnahme zur Gewährleistung der bilanziellen Nullemission

Erteilt wird die Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG für die 
Entnahme zusätzlicher 38.037 m3/a Grundwasser über Fassungs- und Entwässerungs-
systeme im südwestlichen, südlichen und südöstlichen Bereich des Haldenkomplexes 
Halde 2/HKE und an der Westseite der Halde 1. 

2.3 Einbringen und Einleiten von Stoff en in Oberfl ächengewässer (Elbeinleitung)

Erteilt wird die Erlaubnis nach § 8 Abs. 1 WHG i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG zur salz-
lastgesteuerten Einleitung von Salzabwasser (Prozess- und Haldenabwasser) der HKE 
II, der Fabrik sowie des Haldenkomplexes Halde 2/HKE und der Halde 1 einschließlich  
Spülwasser in die Elbe an der Einleitstelle Rogätz, Elbe-km 352,3 links mit folgenden 
Maßgaben:
1. Die maximale tägliche Abstoßmenge, wird nach der Formel
Q

Abstoß
 = 1/5 Q

Elbe, MD-Strombrücke
 x C

Cl Elbe, Rogätz links
 -400 mg/l

                                                 400 mg/l – C
Cl Salzabwasser

bemessen. Die tägliche Einleitmenge beträgt maximal 15.000 m3.
2.  Unterhalb der Einleitstelle darf nach vollständiger Durchmischung eine Chlorid-

Konzentration von 400 mg/l nicht überschritten werden. Zusätzlich darf die Chlorid-
Konzentration an der Messstelle Tangermünde – bemessen auf den jeweiligen Tages-
messwert – nicht größer sein, als die Chlorid-Konzentration an der neuen Messstelle 
Magdeburg-Herrenkrug im gleichen Messintervall. Die mittlere Jahres-Chlorid-
Konzentration an der Messstelle Tangermünde darf 200 mg/l nicht überschreiten.

3. Die maximale Jahresschmutzwassermenge wird wie folgt festgesetzt:
 • Prozessabwasser der Fabrik: 200.000 m3/a bis 2054
 • Salzabwasser des Haldenkomplexes Halde 2/HKE und Halde 1: 560.000 m3/a
 • Salzabwasser der HKE II: 1.200.000 m3/a.
4. Die wasserrechtliche Erlaubnis wird unbefristet erteilt. 

B. Hinweise zur Zulassungsentscheidung:

Der Planfeststellungsbeschluss und die wasserrechtlichen Erlaubnisse enthalten Neben-
bestimmungen.
Die sofortige Vollziehbarkeit des Planfeststellungsbeschlusses und der wasserrechtlichen 
Erlaubnisse wurde angeordnet.
Das Vorhaben unterliegt der Pfl icht zur Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist Bestandteil des Beschlusses.

C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Klage beim Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt in Magdeburg erhoben 
werden.
Gegen die wasserrechtlichen Erlaubnisse zur Aufhaldung der Rückstände, zur Grund-
wasserentnahme und zur Einleitung der Haldenabwässer in die Elbe kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage beim Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-An-
halt in Magdeburg erhoben werden.

D. Hinweise zur Auslegung:

Gemäß § 1 Nr. 6 Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Geneh-
migungsverfahren während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – 
Plan-SiG) sind die Vorschriften des PlanSiG auf das bergrechtliche Planfeststellungsver-
fahren anwendbar. Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie wird die Auslegung des 
Planfeststellungsbeschlusses nebst den damit erteilten wasserrechtlichen Erlaubnissen 
sowie des festgestellten Rahmenbetriebsplans gem. § 3 Abs. 1 S. 1 PlanSiG i.V.m. § 27a 
Abs. 1 S. 2 VwVfG durch eine Veröff entlichung im Internet ersetzt. Der Planfeststel-
lungsbeschluss nebst den damit erteilten wasserrechtlichen Erlaubnisse sowie der festge-
stellte Rahmenbetriebsplan stehen in der Zeit vom

17.03.2021 bis einschließlich den 30.03.2021

auf der Internetseite des LAGB unter https://lagb.sachsen-anhalt.de/service/bekanntma-
chungen/planfeststellungsbeschluss-hke-ii-werk-zielitz/ oder über die Homepage des 
LAGB http://www.lagb.sachsen-anhalt.de/ und dort über den Pfad „Service ➝ Bekannt-
machungen ➝ Planfeststellungsbeschluss HKE II Werk Zielitz“ zur Einsichtnahme zur 
Verfügung.
Als zusätzliches Informationsangebot werden jeweils eine Ausfertigung des Planfest-
stellungsbeschlusses nebst den damit erteilten wasserrechtlichen Erlaubnissen mit einer 
Ausfertigung des festgestellten Rahmenbetriebsplanes gemäß § 3 Abs. 2 S. 1 PlanSiG in 
den nachstehend aufgeführten Auslegungsstellen in der Zeit vom

17.03.2021 bis zum 30.03.2021 (jeweils einschließlich)

während der angegebenen Zeiten unter Beachtung der jeweils gültigen allgemeinen Ab-
stands- und Hygienevorschriften zur Einsichtnahme ausgelegt. Die Einsichtnahme in die 
Unterlagen erfordert, wie sich aus der nachfolgenden Aufstellung ergibt, zumeist eine 
vorherige telefonische Terminabsprache. 
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•  Verbandsgemeinde Flechtingen, Außenstelle Calvörde, Bürgerbüro, im OT 
Flecken Calvörde, Haldensleber Str. 21, 39359 Calvörde (telefonische Terminver-
einbarung zur Einsichtnahme über Bauamt Verbandsgemeinde Flechtingen unter 
Tel. Nr. 039054 986100):

 Montag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr
 Dienstag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr
 Donnerstag: 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr

Während der Einsichtnahme sind die allgemeinen Hygieneregeln der aktuellen Verord-
nung über Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus 
SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. 
Sollte es infolge der COVlD-19-Situation während der Auslegung der Unterlagen zu ei-
ner vollständigen Schließung von Auslegungsstellen für den Publikumsverkehr kommen 
oder der Zugang zu Auslegungsstellen einzelnen Personen aus sonstigen pandemiebe-
dingten Gründen untersagt sein, wird als weiteres zusätzliches Informationsangebot im 

vorgenannten Zeitraum gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 PlanSiG der Versand der Unterlagen auf 
einem USB-Stick angeboten. Wenn Sie dieses Angebot nutzen wollen, können der Plan-
feststellungsbeschluss nebst den damit erteilten wasserrechtlichen Erlaubnissen und dem 
festgestellten Rahmenbetriebsplan unter poststelle@lagb.mw.sachsen-anhalt.de oder te-
lefonisch unter 0345 5212 0 angefordert werden. 
Mit dem Ende der 2-wöchigen Veröff entlichung im Internet gelten die Entscheidungen 
den Betroff enen gegenüber als bekannt gegeben. 
Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungsbeschluss darüber 
hinaus von den Betroff enen beim Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-
Anhalt, Köthener Str. 38, 06118 Halle schriftlich oder elektronisch (poststelle@lagb.
mw.sachsen-anhalt.de oder telefonisch unter 0345 5212 0) angefordert werden (§ 74 Ab-
satz 5 Satz 4 VwVfG). 
Diese Bekanntmachung ist im Internet unter www.lagb.sachsen-anhalt.de/service/be-
kanntmachungen/Öff entlichen Bekanntmachung abrufbar.
Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch das LAGB erfolgt auf der Grund-

lage der gesetzlichen Bestimmungen. Die Datenschutzerklärung des LAGB fi nden Sie 
unter https://lagb.sachsen-anhalt.de/fi leadmin/Bibliothek/LaGB/bergwesen/pdf/LAGB_
Datenschutzerklaerung_2019.pdf  oder über die Homepage des LAGB http://www.lagb.
sachsen-anhalt.de/ und dort über den Pfad „Bergbau → Besondere Verwaltungsverfahren 
→ Datenschutzerklärung.
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